
Armut  in  Deutschland:  Ein
Wintermärchen?
Wer die Wahrheit nicht weiß, der ist bloß ein Dummkopf. Aber wer sie weiß
und sie eine Lüge nennt, der ist ein Verbrecher ( Bertolt Brecht ). Dieser Satz
trifft wohl am besten zu, um das Verhalten der deutschen Bundesregierung
in den letzten Tagen zu beschreiben. Nach vier Jahren war es wieder einmal
an der Zeit für den Armuts- und Reichtumsbericht, doch was dieser zu Tage
förderte, sollte der Öffentlichkeit vorenthalten bleiben.

 

Ganze Passagen, die in der erste Fassung vom Arbeitsministerium statistisch
belegt worden waren, ließ das Wirtschaftsministerium im zweiten Durchgang
streichen.

Beihnahe jeder 5. gilt in Deutschland
als „Armutsgefährdet“

Denn die Realität, in der Armut nicht nur existiert, sondern auch zunimmt, in
gleichem Maße wie der unverschämte Reichtum, passt nicht zum politischen
Denken der schwarz-gelben Regierung.

Neben  dieser  ungleichen  Verteilung  des  Privatvermögens,  die  einfach
komplett gelöscht wurde, ist auch die Lohnentwicklung ein Dorn im Auge der
Regierung.

So etwas würde das „Gerechtigkeitsempfinden der Bevölkerung“ stören und
„den gesellschaftlichen Zusammenhang“ gefährden. Deshalb erklärt man die
sinkenden  Löhne  für  eine  „strukturelle  Verbesserung  am  Arbeitsmarkt“.
Logisch, oder?

Auch  die  SPD  erhob  die  empörte  Stimme  der  Opposition  zu  diesen
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Abänderungen. Schließlich hat sie sich doch durch die Agenda 2010 und
Hartz IV so viele Mühe gegeben die Armut voranzutreiben. Und nun soll das
Ergebnis ihrer Arbeit vertuscht werden? Eine Frechheit!

Der Versuch der Regierung, ihre Politik als erfolgsbringend zu verkaufen ist
kläglich gescheitert.  Doch anstatt wenigstens die Wahrheit  zu sagen und
Maßnahmen  zu  ergreifen,  verschleiert  sie  lieber  alles  und  begeht
Bilanzfälschung.

Wenn man die Sache aber mal genauer betrachtet, blieb der Regierung nicht
viel anderes übrig. Denn wenn sie tatsächlich geschrieben hätte, dass ihre
Sozialpolitik die Armen immer ärmer und die Reichen immer reicher macht,
dann hätte sie sich auch gleich ganz verabschieden können.

Sie wäre dann nämlich gezwungen gewesen, Maßnahmen zu ergreifen, die
eine gerechtere Gesellschaft hervorbringen und da wäre man dann mit dem
eigenen Parteiprogramm kollidiert.

Denn die CDU und die FDP vertreten nicht die Interessen der ArbeiterInnen,
deren Rechte sie immer weiter einschränken und deren Lohnkürzungen sie
begrüßen und vorantreiben. Sie vertreten auch nicht die Arbeitslosen, die in
ihren Augen zu faul sind, um arbeiten zu gehen, und am besten gar kein Geld
mehr  bekommen sollten.  Und sie  vertreten auch nicht  die  Jugendlichen,
denen sie beispielsweise durch Studiengebühren die Zukunft verbauen.

Kurzum,  diese  Regierung  vertritt  nicht  das  Interesse  der  Mehrheit  der
Gesellschaft, sondern das der reichen Minderheit, die in eben diesem Bericht
ebenfalls  als  solche  vertuscht  wird,  um  die  Ungerechtigkeit  nicht  allzu
offensichtlich wirken zu lassen.

Außerdem bietet  man ihnen somit  die  Chance,  sich als  die  gütigen und
hilfsbereiten Milliardäre aufzuspielen,  die ja eigentlich viel  mehr Steuern
zahlen wollen, wenn man sie nur ließe…

Doch was ist nun die Konsequenz aus solch einem Skandal?

Wir sind nicht der Meinung, dass durch investigativen Journalismus allein



eine gerechtere Welt geschaffen wird, nur weil sich die Politiker „ertappt“
fühlen, bei dem was sie tun und die Bevölkerung nun Bescheid weiß. Diese
Politiker wissen ganz genau, was sie tun, und wer dabei hinter ihnen steht.
Sie wissen, was sie sich leisten können und gerade in Deutschland haben sie
bisher  auch  keinen  großen  Widerstand  zu  befürchten.  Die  Krise,  die  in
Europa wütet, die schon Millionen von Menschen ins Elend getrieben hat,
wird auch in Deutschland ankommen, und sie wird noch mehr arme und
arbeitslose Menschen hervorbringen.

Deshalb ist es vor allem die Aufgabe der Führungen großer Organisationen
wie  Gewerkschaften,  Jugendorganisationen  und  linker  Parteien,  ihre
Mitglieder gegen solch eine verlogene Regierung zu mobilisieren. Es reicht
nicht aus, im Parlament eine glorreiche Rede über Gerechtigkeit zu halten,
so wie Linke-Chefin Katja Kipping, wenn man nicht auf der Straße dafür
kämpft.

Es geht um weit mehr, als um einen Bericht, der zu vertuschen versucht, was
sowieso jeder weiß. Die Gleichgültigkeit, mit der die Tatsache der steigenden
Armut  in  einem eigentlich  reichen  Land wie  Deutschland,  hingenommen
wird, ist das Problem.

Diese  Gleichgültigkeit  ist  dem  Verrat  der  reformistischen  Parteien  und
Gewerkschaftsführern zu verdanken, die in Zeiten der sozialen Angriffe nicht
mobilisierten und keinen Widerstand organisierten, weil  sie sich mit dem
grundlegenden System abgefunden haben. Doch gerade in Zeiten der Krise
brauchen wir so etwas dringender den je!

Der Kampf gegen die bürgerliche Regierung ist deshalb zu erst ein Kampf
der Basis gegen die degenerierten Gewerkschaftsführungen und gegen die
reformistischen  Parteiführungen.  Es  müssen  die  Mitglieder  sein,  die
bestimmen  was  passiert.

Das Verhalten der deutschen Regierung ist auch kein Einzelfall in Europa.
Überall  wird  gelogen  und  betrogen,  um  sich  an  der  Macht  zu  halten.
Europaweite Kämpfe und die Solidarität untereinander sind der Weg zum
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Erfolg.

Doch  um  dauerhafte  für  soziale  Gerechtigkeit  zu  sorgen,  brauchen  wir
letztendlich eine revolutionäre, sozialistische Massenpartei, die für unsere
Interessen auf der Grundlade eines revolutionären Programms kämpft.

Ein Artikel von Svenja Spunck, REVOLUTION Berlin


